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Friedrich Stamp 

Die Entwicklung der Praxisphase in der Ausbildung zur Sozialen 

Arbeit in Hamburg in den letzten 30 Jahren  

Der Beitrag zeichnet nach, mit welchen Argumenten um die Reformierung der Praxisphasen der 

beiden Studiengänge der Sozialen Arbeit/Sozialpädagogik an den Hamburger Hochschulen ge-

stritten wurde. Es wird gezeigt, dass bereits in den 1990er Jahren die Abschaffung des Anerken-

nungsjahres eher fiskalisch als fachlich motiviert war. Die Fortentwicklung der einphasigen 

Sozialarbeiter*innen-Ausbildung vom Diplom- zum Bachelor-/Master-System fokussierte eine 

Verschlankung und Beschleunigung der akademischen Ausbildung, trug damit aber auch zu 

ihrer Verflachung bei. Die Praxisphase an der HAW Hamburg wie der Evangelischen Hoch-

schule des Rauhen Hauses entwickelte sich über die vergangenen drei Jahrzehnte zu einem für 

die Studierenden immer prekäreren Ausbildungsabschnitt. Es zeigt sich ein dringender Re-

formbedarf: Es muss eine Lösung dafür gefunden werden, dass immer mehr Studierende wäh-

rend des Vollzeitpraktikums aus Geldnot Nebenjobs annehmen müssen und dadurch Praxispha-

se und Lebensunterhalt zu einer kaum zu bewältigenden Herausforderung für die Studierenden 

werden. 
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Die traditionelle zweiphasige Ausbildung an den Wohlfahrtsschulen 

Als die Wissenschaftsbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg den Fachbereich So-

zialpädagogik vor nunmehr 30 Jahren aufforderte, >ein Konzept für ein achtsemestriges Studium mit integrierter Praxisphase von mindestens einem halben Jahr Dauer“1 vorzu-

legen, markierte dies einen Einschnitt in der Geschichte der Sozialarbeitsausbildung in 

der Hansestadt. Denn durch diese Praxisphase sollte das bis dahin erforderlich Aner-

kennungsjahr ersetzt, die praktische Ausbildung insgesamt also verkürzt werden. Dabei 

hatten schon die Pionierinnen der Sozialen Arbeit um die Bedeutung des praktischen 

Anteils an der Ausbildung gewusst und richteten über die 1917 gegründete Konferenz 

der Sozialen Frauenschulen, aus der der heutige Fachbereichstag Soziale Arbeit hervorge-

gangen ist, ihre Forderungen bezüglich der Rahmenbedingungen der Ausbildungsbe-

rechtigung, des Curriculums und des Berufszugangs ihre Forderung an die Politik. Als 1918 mit dem >Erlass betreffend Vorschriften über die staatliche Prüfung von Fürsorge-rinnen“ die erste staatliche Regelung für die Absolventinnen von Sozialen Frauenschulen 
geschaffen wurde, riefen eine Reihe von Zulassungsvoraussetzungen, die umfangreiche 

praktische Vorkenntnisse beinhalteten, Kritik auf Seiten der Schulleiterinnen hervor2. 

Allerdings galt das schon in dieser ersten Prüfungsordnung vorgesehene „Probejahr“, 

das in späteren Jahren auch als Anerkennungsjahr oder Berufspraktikum bezeichnet 

wurde, über Jahrzehnte als Qualitätsmerkmal der Sozialarbeitsausbildung.  

Auch in der Nachkriegszeit hielt man in den Fachschulen und Höheren Fachschulen, in 

Hamburg im Fröbel-Seminar, an dem in Gertrud-Bäumer-Schule umbenannten Sozialpä-

dagogischen Institut und an der Wohlfahrtsschule der Diakonenanstalt des Rauhen Hau-

ses, an dieser Ausbildungsstruktur fest. Nach der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 

Sozialarbeiter von 1962 hatten die Sozialarbeiter*innen nach der dreijährigen Ausbil-

dung und anschließenden Prüfung ihre berufliche Eignung in einem einjährigen Berufs-

praktikum zu beweisen, das mit einem Kolloquium abgeschlossen wurde. Die Prüfungs-

ordnung regelte die Feststellung der Eignung und der Auswahl der Ausbildungsstellen wie auch die Vereinbarung des Ausbildungsplans, die >Beaufsichtigung des Berufsprak-tikums“ sowie die Begleitung der praktischen Ausbildung durch Übungen und Seminare. 

Nach dem erfolgreich abgeschlossenen Berufspraktikum erteilte die Schulbehörde die 

staatliche Anerkennung als Sozialarbeiter*in.3 Entsprechende Bestimmungen enthielt 

auch die Prüfungsordnung der Sozialpädagog*innen. Nach dem Beschluss der Kultusmi-

nister der Länder zur Überführung verschiedener berufsbildender Schulen auf die Hoch-

schulebene im Jahre 1968 erfolgte zwei Jahre später die Gründung der Fachhochschule 

Hamburg mit dem Fachbereich Sozialpädagogik und auch die Wohlfahrtsschule des 

Rauhen Hauses wurde im Zuge der Akademisierung zur Fachhochschule. 

 

Die Umstellung von der zweiphasigen zur einphasigen Ausbildung 

1971 bzw. 1973 legten eine Studierendengruppe und der Deutsche Berufsverband für So-

zialarbeiter/Sozialpädagogen (DBSH) Pläne für ein einphasiges Studium vor. 1979/80 

stellte der Studienreformausschuss ein einphasiges Studienmodell vor, in dem die >Ver-bindung von Theorie und Praxis“ versprochen wurde.4 Herma Tewes, die in den 1970er 

Jahren am Fachbereich Sozialpädagogik studiert hatte und ab Mitte der 1990er Jahre an 
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in einer verantwortlichen Position eine schwierige >Grenzarbeit“5 an der Schnittstelle 

von Hochschule und Praxis leistete, erinnert sich an Hoffnungen, ein achtsemestriges 

Studium der Sozialarbeit bzw. der Sozialpädagogik könnte zur Aufwertung der Professi-on führen. >Alle anderen mit einem achtsemestrigen Studium sind ja besser bezahlt worden. Das waren hehre, gute Gedanken, aber nicht einer davon wurde umgesetzt.“6 

Auch die frühere Rektorin der Evangelischen Fachhochschule für Sozialpädagogik, Barba-

ra Rose, berichtet über >eine lebhafte Auseinandersetzung um die Veränderung des 
zweiphasigen Studiums in Richtung auf ein einphasiges, die vor allem von Studierenden 

und Lehrenden im Interesse eines gelungeneren Theorie-Praxis-Verhältnisses vorange-trieben wurde“. Die Realisierung dieser Reformideen sei an der Zurückhaltung auf Sei-
ten der Behörden gescheitert.7 Zum einen leistete das Amt für Jugend in der Behörde für 

Schule, Jugend und Berufsbildung (BSJB) gegen die Reformpläne Widerstand, weil es ei-

nen Teil seiner Aufgaben zu verlieren glaubte. Zum anderen traten die Praxisstellen für 

den Erhalt des einjährigen Berufspraktikums ein, da sie den Einsatz von Fachhochschul-

absolvent*innen als Entlastung schätzen gelernt hatten.8 

 

Timm Kunstreich, damals Professor an der Evangelischen Fachhochschule, konnte fest-

stellen, dass das Berufspraktikum für die Studierenden als >der eigentliche berufliche 

Prägeraum“ von großer Bedeutung war. An der Evangelischen Fachhochschule habe sich 

auch daher eine Gruppe der Lehrenden für die Beibehaltung des zweiphasigen Studien-

modells ausgesprochen. Für Kunstreich zeigten Erfahrungen in Ausbildungsstätten mit 

einem einphasigen Modell, dass hier die Bedeutung der Praktika zurücktrat. Fragen der 

Hochschule würde Vorrang eingeräumt und die Sichtweise auf das Praxisfeld sei viel stärker von der Hochschule geprägt. In der Folge sei >der Blick der Studenten für die Praxis verstellt“. Eine andere Gruppe der Lehrenden an der Evangelischen Fachhoch-

schule schloss sich indes den Kolleg*innen des Fachbereichs Sozialpädagogik der Fach-

hochschule Hamburg an, die für die Umstellung auf ein einphasiges Ausbildungsmodell 

eintraten. An der kleineren Fachhochschule sagte man sich aber: >Da wir eh das tun müssen, was der staatliche Fachbereich macht, warten wir ab, was da herauskommt.“9 

Die Sprecherin des Fachbereichs Sozialpädagogik an der Fachhochschule Hamburg, In-

grid Kurz, glaubte: >Mit der einphasigen, achtsemestrigen Ausbildung liegen wir im Trend.“10 

 

Quersubventionierung im Hamburger Haushalt: Ausbau der Kindertagesbe-

treuung zu Lasten der Sozialarbeitsausbildung 

Doch auch wenn es unter den Lehrenden zweifellos zahlreiche Befürworter*innen der Studienreform gab ‒ auf Bundesebene hatte sich die Studienreformkommission unter 
der Hamburger Professorin Gudula Theopold schon 1984 für ein siebensemestriges Stu-

dium mit halbjährigem Berufspraktikum ausgesprochen11 ‒, so ist Rose zuzustimmen, 

dass die Entscheidung für die Abschaffung des Berufspraktikums >nicht aus fachlichen, sondern aus haushaltspolitischen Gründen“12 erfolgte. Die eingesparten Haushaltsmittel sollten >in erster Linie als Deckungsbeitrag für die Finanzierung des Ausbauprogramms der Kindertagesbetreuung herangezogen“13 werden. 
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Als die christdemokratischen Mitglieder des Wissenschaftsausschusses in der Sitzung 

vom 21. Juni 1995 erfahren wollten, von wem die Initiative zur Einführung der einpha-sigen Ausbildung mit integriertem Praktikum ausging, >erklärten die Senatsvertreter, 
dass die Initiative nicht neu sei und sich die Fachhochschule schon seit längerem eine einphasige Ausbildung mit integriertem Praktikum gewünscht habe“. Die Vertreter der 
sozialdemokratischen Landesregierung der Freien und Hansestadt Hamburg ergänzten aber sogleich: >Die Einführung der neuen Art der Ausbildung habe dadurch eine deutli-
che Beschleunigung erfahren, dass hierin gleichzeitig ein Sparpotential für die Behörde 

für Schule, Jugend und Berufsbildung liege.“14 Der oppositionellen CDU, deren wissen-

schaftspolitischer Sprecher Ulrich Karpen, die Entwicklung einer >Kultur des Sparens“, mehr >Wettbewerb“, eine bessere Verknüpfung von Wissenschaft und Wirtschaftlichkeit 

und hier den Übergang von der Input- zur Outputsteuerung forderte15, konnte den Spar-

effekt des Reformvorhabens nur begrüßen. Die zusammen mit der rechtspopulistischen >Statt Partei“ regierenden Sozialdemokrat*innen setzten mit dieser Maßnahme ihre 

Sparpolitik fort. Der sozialdemokratisch geführte Senat hatte bereits 1985 gegen den 

Protest des Fachbereichsrats Sozialpädagogik die Dozent*innenstellen am Fachbereich 

um 28 Prozent reduziert.16 Auf die 1985 an den Senat gerichtete Frage des SPD-

Abgeordneten Uwe Voigt, ob die Kürzung bzw. Streichung von Mitteln nicht auch die 

Praxisbezogenheit der Ausbildung beeinträchtigen könnte, versicherte ihm der Senat, 

die Erfordernisse der praxisorientierten Ausbildung berücksichtigen zu wollen.17 

 

Die Abschaffung des Anerkennungsjahres in Hamburg 

In der hochschulpolitischen Debatte über den Wechsel vom zweiphasigen zumeinphasi-

gen Studienmodell des Jahres 1995 konnte rasch Einigkeit unter den Bürgerschaftspar-

teien erzielt werden. Nachdem der Wissenschaftsausschuss einstimmig der Bürgerschaft 

empfahl, die Gesetzesvorlage zu beschließen18, stimmte diese am 27. Juni 1995 dem >Ge-
setz über die staatliche Anerkennung von Sozialpädagogen und Sozialarbeitern sowie Sozialpädagoginnen und Sozialarbeiterinnen“ zu und hob die bis dahin geltenden Aus-

bildungs- und Prüfungsordnungen von 1961 bzw. 1967 auf.19 In einer Mitteilung stellte 

die Pressestelle des Stadtstaates die bisherige Regelung des Studiums dem neugeordne-

ten Studium gegenüber. Nach der bisherigen Regelung stellten bis dahin die Fachhoch-

schule Hamburg 247 Studienanfängerplätze und die Evangelische Fachhochschule 50 

Studienanfängerplätze bereit; einem sechssemestrigen Studium, das mit der Diplomprü-

fung abgeschlossen wurde, schloss sich ein einjähriges Berufspraktikum an; nach einer 

weiteren erfolgreich bestandenen Prüfung wurde die staatliche Anerkennung als Sozial-

arbeiter*in erteilt; während des Praktikums wurde eine Praktikantenvergütung von 

rund 2.300 DM gezahlt. Diese Personalkosten waren ebenso wie Beratungs- und Betreu-

ungskosten im Etat der BSJB veranschlagt.20 Dieses Anerkennungsjahr sollte dem neuen 

einphasigen Konzept weichen. 

 

Das neue achtsemestrige Studium mit integriertem Praktikum sollte mit einem Diplom 

und der staatlichen Anerkennung als Berufszugang abgeschlossen werden. Unter hoch-
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schulpolitischen Gesichtspunkten war die EG-weite Anerkennung der Ausbildungsab-

schlüsse der Sozialarbeiter*innen und Sozialpädagog*innen von entscheidender Bedeu-

tung. Diese Anerkennung war nur bei einer vierjährigen Gesamtstudienzeit gesichert. 

Auch das Hamburger Hochschulgesetz sah eine vierjährige Regelstudienzeit vor.21 Mit 

der Einführung des einphasigen Studiengangs im Fachbereich Sozialpädagogik sollte 

zudem eine strukturelle Einheitlichkeit der Studiengänge an der Hamburger Fachhoch-

schule22 erreicht und Rechtssicherheit geschafft werden. Denn nach dem Artikel 12 Ab-

satz 1 des Grundgesetzes bedurfte die Regelung des Berufszugangs einer gesetzlichen 

Regelung. Für das Berufspraktikum bestanden aber bis dahin nur Verwaltungsvorschrif-

ten, die aus den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen der 1960er-Jahren stammten.. 

Wie der Wissenschaftssenator Leonhard Hajen und die Schulsenatorin Rosemarie Raab 

in einer Senatsdrucksache zur Neuordnung des Studiums betonten, machten sowohl der 

öffentliche Dienst als auch die Verbände der freien Wohlfahrtspflege die Beschäftigung von Sozialpädagogen von deren staatlicher Anerkennung abhängig, >weil laufbahn- und 

tarifrechtliche Bestimmungen an dieses Merkmal anknüpfen. Ohne die staatliche Aner-

kennung bliebe Sozialarbeiter*innen der Zugang zum Arbeitsmarkt verschlossen.23 

 

Das Gesetz über die staatliche Anerkennung 

In den Artikeln des Gesetzes werden die fachlichen und berufspolitischen Intentionen 

deutlich. >Die im Studium zu erwerbenden Kenntnisse und Fähigkeiten müssen die Stu-
dierenden befähigen, selbständig und eigenverantwortlich im Bereich der Sozialpädago-gik beruflich zu handeln“24, heißt es in § 1 des Gesetzes. Das Ziel war ein gelingender >Transfer des Theoriewissens in Handlungskompetenz“25. Die >Fähigkeit zu situations-gemäßem Handeln“ in der beruflichen Praxis der Sozialen Arbeit beruht im Wesentli-chen >auf der reflexiven Verarbeitung von Erfahrung“26, eine Handlungskompetenz, die 

erstmals am Lernort Praxisstelle erworben werden kann. >Im integrierten Praktikum 
sollen die Studierenden 1. wissenschaftliche Erkenntnisse und Methoden sozialpädago-

gischen und sozialarbeiterischen Handelns auf ihre berufspraktische Relevanz und An-

wendbarkeit hin betrachten, 2. die Bedingungen, Möglichkeiten und Grenzen beruflicher 

Tätigkeit in sozialpädagogischen Arbeitsfeldern erfahren, 3. berufspraktische Aufgaben 

unter rechtlichen, organisatorischen und finanziellen Rahmenbedingungen wahrneh-

men“27, heißt es im Gesetzestext. 

 

Renate Dau und Dietrich Treber, Professorin bzw. wissenschaftlicher Mitarbeiter am Fachbereich Sozialpädagogik, nannten die >Integration von theoretischen und berufs-

praktischen Aspekten“ als einen wichtigen Grund für die neue einphasige Ausbildung. 
Angesichts des ständigen Wandels im Berufsfeld dürfe das Studium nicht zu sehr spezia-lisieren, sondern müsse >exemplarisches Lernen von Schlüsselqualifikationen“ wie z.B. 

Kooperation, Konfliktbearbeitung und Reflexionsfähigkeit fördern. Diese Ziele seien mit 

einer integrierten Praxisphase besser zu erreichen28 Für den Senat war insbesondere 

auch die Förderung von sozialrechtlicher und sozialadministrativer Kompetenz in der 

Praxisphase von Bedeutung. Er begründete dies damit, dass den Sozialprofessionellen 
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>nach ihrer staatlichen Anerkennung auch die Befähigung für den gehobenen Sozial-dienst zugesprochen wird“29. 

 

Das Gesetz hielt ferner fest, dass das Praktikum, wie bereits nach den bis dahin gültigen 

Verwaltungsvorschriften, nur in den von den Fachhochschulen anerkannten Praxisstel-

len durchgeführt werden durfte. Es stellte zudem klar, dass die Berufsbezeichnungen 

Sozialpädagog/e/in bzw. Sozialarbeiter/in synonym verwendet werden sollten. Für die 

Praxis bestehe bei der Auswahl keine Disparität mehr zwischen den Abschlüssen. Die 

Neuorganisation des Studiums würde im Wintersemester 1995/96 erfolgen. Der letzte 

Studierendenjahrgang im Rahmen der zweiphasigen Ausbildung sollte im Sommer 1998 

das Studium abschließen.30 Für die Praxis bedeutete die Übergangsphase allerdings zu-

sätzliche Belastungen, weil sowohl Plätze für das Berufspraktikum als auch für das inte-

grierte Praktikum bereitgestellt werden mussten.31 

 

Der Kern der Reform: Hamburg spart zu Lasten der Studierenden  

Einen hohen Stellenwert hatten die gegenüber dem Berufspraktikum niedrigeren Kos-

ten des integrierten Praktikums. Für das Berufspraktikum standen 7,63 Millionen DM im 

BSJB-Haushalt zur Verfügung. Dem gegenüber veranschlagten die Senatsbehörden für 

die einphasige Ausbildung jährliche Kosten von 1.807.790 DM. Dieser Betrag setzte sich 

aus dem Stellenbedarf der Fachhochschule von zwei Sozialarbeiter*innen und einer Bü-

rokraft zur Betreuung und Beratung der Praktikant*innen von mit Gehältern von 

164.200 bzw. 65.000 DM, einer Professur an der Evangelischen Fachhochschule mit ei-

ner Besoldung von 60.710 DM, der Praktikantenvergütung für 280 Studierende für 6 

Monate mit einer Gesamtsumme von 1.344.000 DM und BAFöG-Leistungen für 150 Stu-

dierende von durchschnittlich 552 DM mit einer Gesamtsumme von 173.880 DM zu-

sammen. Der finanzielle Bedarf für das hochschulgeleitete Praktikum sollte durch Stel-

lenstreichungen im Amt für Jugend gedeckt werden.32 Die Einsparungen ergaben sich 

aus der Differenz zwischen der monatlichen Vergütung für die Berufspraktikant*innen 

in Höhe von 2300 DM und für die Studierenden im integrierten Praktikum in Höhe von 

800 DM.33 Dieser Unterhaltszuschuss diente >lediglich der Absicherung des Unterhalts 
für die Dauer des Vollzeitpraktikums, während derer die Studierenden wegen der er-

höhten zeitlichen Inanspruchnahme regelmäßig keiner weiteren Erwerbstätigkeit nach-

gehen können. Der Unterhaltszuschuss ist daher kein Arbeitsentgelt. Aus diesem Grunde 

sind die oder der Studierende für die durch die Zahlung des Unterhaltszuschusses mög-

licherweise entstehenden steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Pflichten selbst verantwortlich“34, teilte das Zentrale Praktikantenamt den Studierenden mit. >Vergü-
tungen, die die Praktikumsstellen zusätzlich zahlen, [sollen] auf die Vergütung von DM 800,‒ angerechnet werden“, heißt es in einem Schreiben der Präsidialverwaltung der 
Fachhochschule Hamburg. Weil als Folge etwaiger Anrechnungen ein erhöhter Verwal-

tungsaufwand zu erwarten war, dachte die Fachhochschulverwaltung daran, die Prakti-kumsstellen vertraglich zu verpflichten, >keine zusätzlichen Vergütungen zu zahlen“.35 

Dass die Praktikant*innen wegen der geringen Höhe der Praktikumsvergütung gezwun-

gen sein könnten, Nebenerwerbstätigkeiten annehmen zu müssen, wurde von den 
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Hochschulpolitiker*innen offenbar billigend in Kauf genommen. Ingrid Kurz erinnerte an 

Diskussionen in den 1980er Jahren, in denen die Befürchtung geäußert wurde, die sozia-

le Zusammensetzung der Studentenschaft könnte sich dahingehend ändern, dass nur 

noch die studieren können, die finanziell abgesichert seien. >Das will der Fachbereich 

natürlich nicht. Das Durchschnittsalter der StudentInnen liegt bei 27 Jahren und das ist 

auch gut so, denn gewisse Lebenserfahrungen sind notwendig“, erklärte Kurz. Doch viele müssten ihr Studium durch Erwerbsarbeit finanzieren. >Das ist hochschulpolitisch gene-

rell ein großes Problem, weil es auf Kosten der Qualifizierung geht, die reale Studienleis-tung wird gezwungenermaßen geringer, das Niveau sinkt.“36 Nach einigen Erfahrungen 

mit den sozialen Auswirkungen des studienintegrierten Praktikums beauftragte der 

Fachbereichsrat auf Antrag der Professorin Eva Brandes Dietrich Treber mit einer Unter-

suchung über die >zeitliche und finanzielle Belastung der Studierenden“37 in der Praxis-

phase. 

 

Der Senat der FHH hielt die sozialen Einschnitte jedoch für vertretbar. Auch den Verlust 

des Anspruchs auf Arbeitslosengeld als Folge der gesetzlichen Neuregelung des Berufs-

zugangs maßen die Senatsvertreter*innen keine hohe Bedeutung zu. Hatten nämlich 

Berufspraktikant*innen nach dem vormaligen Anerkennungsjahr einen Anspruch auf 

Arbeitslosengeld erworben, so blieb erwerbslosen Absolvent*innen des neuen einphasi-

gen Studiums keine andere Wahl, als einen Antrag auf Bewilligung der niedrigeren Ar-

beitslosenhilfe zu stellen. Der Senat errechnete einen Differenzbetrag von weniger als 

100 DM. Dies sei eine im Hinblick auf die soziale Absicherung nicht so erhebliche Diffe-

renz. Darüber hinaus habe das Praktikum ja nicht zum Ziel, dass die Absolventen Leis-

tungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz erhielten. Nach Auskunft der Arbeitsverwal-

tung werde es bei der Berufseinmündung von Sozialarbeiter*innen keine grundsätzli-

chen Schwierigkeiten geben. >Wer die staatliche Anerkennung hat, hat sehr gute Chan-cen, auf dem Arbeitsmarkt unterzukommen.“38 

 

Das Studium wird einphasig mit integriertem Praktikum 

Das neue Gesetz, mit dem sich Hoffnungen auf eine Verbesserung der Verzahnung von 

Theorie und Praxis verbanden, das aber auch Kritik wegen der zu befürchtenden sozia-

len Folgen für die Studierenden in der integrierten Praxisphase wie auch für die Absol-

vent*innen hervorrief, legte freilich nur den Rahmen für die staatliche Anerkennung und das integrierte Praktikum fest. >Die weitere inhaltliche Gestaltung der Fachhochschul-ausbildung bleibt von Rechts wegen den Prüfungsordnungen vorbehalten“39, teilte der 

Senat mit. Zum Wintersemester 1995/96 erfolgte an der Fachhochschule zunächst die 

Umbenennung des Studiengangs Sozialpädagogik in Soziale Arbeit und die Veränderung 

der Studienstruktur. Auf einen dreisemestrigen Studienabschnitt zur Vermittlung wis-

senschaftlich-theoretischer Grundlagen, folgte eine Theorie-Praxisphase im vierten bis 

sechsten Semester. Lehrinhalte im siebenten und achten Semester waren die Aufarbei-

tung der Praxiserfahrungen unter theoretischen Gesichtspunkten. Mit der Diplomarbeit 

und der Diplomprüfung wurde das Studium abgeschlossen.40 Nach der am 1. Juni 1995 

vom Fachbereichsrat verabschiedeten Studienordnung hatten die Studierenden vor dem 
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ersten Semester eine 13-wöchige Vorpraxis zu absolvieren. Das hochschulgelenkte Prak-

tikum vom vierten bis sechsten Semester umfasste 36 Wochen, die sich so verteilten: Im 

vierten Semester folgten auf ein vierwöchiges Vollzeitpraktikum zwei aufeinanderfol-

gende Praktikumstage pro Woche.41 An den zwei Praxistagen ging es vorrangig um die >Erkundung der verschiedenen Aufgaben der Praxisstelle sowie der Erprobung der ei-genen Handlungskompetenzen“. Soweit möglich sollten die Praktikant*innen begrenzte 
Aufgaben selbständig übernehmen und gestalten“. Das Vollzeitpraktikum im fünften 
Semester dauerte sechs Monate, vom 1. September bis zum 28. Februar. Die Studieren-den sollten zunehmend eigenverantwortlich arbeiten und >die Umsetzung ihres Wissens in Handlungskonzepte und Handlungskompetenz erproben“. Ein Studientag pro Woche in der Vorlesungszeit diente >der theoretischen Aufarbeitung der Praxis und dem reflek-tierenden Erfahrungsaustausch“.42 Nach Beschluss des Fachbereichsrats vom 13. Okto-

ber 1998 fiel dieser Studientag auf den Mittwoch.43 . Im 6. Semester sollte, so Dau und 

Treber, „ausgehend von dieser Alltagserfahrung, ein Projekt entwickelt und durchgeführt 

werden, das über die jeweilige Praxisroutine hinaus ein konkretes Problem der Praxisstelle 

lösen hilft und so in begrenztem Rahmen innovatorisch wirkt. Am Ende des 6./Anfang des 

7. Semesters wird die Praxisphase durch ein schon zur Diplomprüfung gehörendes Kollo-

quium abgeschlossen, an dem auch die Anleiter aus der Praxis teilnehmen.“44 

 

ZEPRA – Zentrales Praktikantenamt 

Für die neue Praxisausbildung war allein die Fachhochschule zuständig. Während die 

Teilzuständigkeit des Amts für Jugend beendet wurde, schuf man am Fachbereich Sozial-

pädagogik ein Zentrales Praktikantenamt mit Zuständigkeit auch für die Evangelische 

Fachhochschule. Es vertrat die Fachhochschulen in den Praktikumsverträgen mit den 

drei Vertragsparteien, den Praktikant*innen, den Ausbildungsstellen und den Fachhoch-

schulen.45 Die Präsidialverwaltung erläuterte, die Praktikantenverträge würden zwi-

schen der Fachhochschule und den Studierenden geschlossen, während die Praktikums-

stellen keine Vertragspartner der Studierenden seien. Vielmehr führten die Praktikums-

stellen das Praktikum lediglich im Auftrag der Fachhochschule durch. Ein Vertrag zwi-

schen der Fachhochschule und den jeweiligen Praxisstellen würde die Inhalte der Aus-

bildung und die damit verbundenen Pflichten regeln.46 Der Kooperationsvertrag zwi-

schen der Fachhochschule und den Praktikumsstellen enthielt Regelungen über die Ar-

beits- und Fehlzeiten. Alle Fehlzeiten waren dabei bis zum Beginn der Vorlesungszeit 

des 7. Semesters nachzuholen. Ein Urlaubsanspruch bestand nicht. Der Vertrag enthielt 

nicht zuletzt Vorgaben in Bezug auf den Ausbildungsplan und wies dem Praxisrat des 

Zentralen Praktikantenamts eine Vermittlungsrolle bei Streitfällen zu.47 Im Praktikums-

vertrag zwischen der Fachhochschule Hamburg und der/dem Studierenden verpflichte-

ten sich die Studierenden der Fachhochschule eine Praktikumsstelle vorzuschlagen, dort 

den Weisungen des Personals nachzukommen und die innerbetriebliche Ordnung zu 

beachten, während sich die Fachhochschule zur Zahlung einer monatlichen Vergütung 

verpflichtete. Es wurde ausdrücklich hervorgehoben, dass es sich beim Praktikumsver-

trag nicht um einen Arbeitsvertrag handelte, auf den etwaige tarifvertragliche Vorschrif-

ten anwendbar seien.48 Der >TV Prakt für das studienintegrierte Praktikum“ wurde für 
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ungültig erklärt.49 Die einheitlichen Musterverträge sollten unter anderem auch die Stu-

dierenden von Verhandlungen bei der Praktikumsstellensuche entlasten.50 Neben den 

genannten Vertragsangelegenheiten war das Zentrale Praktikantenamt auch mit der 

Erteilung der Staatlichen Anerkennung der Absolvent*innen der Fachhochschule Ham-

burg und der Evangelischen Hochschule51 sowie der Auszahlung der Praktikumsvergü-

tung betraut.52 Die Fachhochschule Hamburg überwies auch den an der Evangelischen 

Fachhochschule studierenden Praktikant*innen die monatliche Vergütung.53 

 

 

Das Zentrale Praktikantenamt sollte sich längerfristig zu einem Praxisinstitut mit den 

Funktionen einer Ideenbörse, einer Fortbildungsstätte und einer Forschungsstelle ent-

wickeln. Doch als es im Frühjahr 1996 eingerichtet wurde54, hatten sein Leiter, Prof. 

Hans Dommick55 und dessen Mitarbeiter in erster Linie Verwaltungsarbeiten zu erledi-

gen. Das Zentrale Praktikantenamt beriet die Studierenden auch bei der Praxisplatzsu-

che und in Fragen der Ausbildungspläne, im Mittelpunkt seiner Bemühungen stand je-

doch die Akquisition von Praktikumsplätzen. Dommick schrieb: >Die Neigung der Anlei-
terinnen und Anleiter des bisherigen Berufspraktikums, sich auch für die neue Praxis 

der Ausbildung von Sozialpädagogen/ Sozialarbeitern zur Verfügung zu stellen, ist nicht allerorts gegeben. [&] Auf kurze Sicht überwiegen wohl die Nachteile dieser Reform. Die 

Berufspraktikantinnen und –praktikanten sind als diplomierte Studienabsolventen eher 

fähig, Aufgaben zu übernehmen und selbständig zu erledigen, als es die neuen Prakti-

kantinnen und Praktikanten in ihrem Studentenstatus vermögen.56 Auch Ingrid Kurz 

zeigte Verständnis für die Zurückhaltung in den Praxisstellen, denen bei Studierenden 

ein nicht unerheblicher Betreuungsaufwand abverlangt werde.57 >Mit geweitetem Blick“, 

gab Dommick zu bedenken, >werden aber Chancen der Praxis wahrnehmbar, künftig die 
Entwicklung der Sozialen Arbeit im Hamburger Raum beeinflussen zu können. Die das 

integrierte Praktikum abschließende Projektphase im 6. Semester macht eine intensive 

Kooperation von Praxis und Fachhochschulen unabdingbar. Der Praxis eröffnet sie die 

Möglichkeit, längst erwünschte Neuerungen, die häufig kapazitären Engpässen geopfert werden mussten, planen und erproben zu lassen.“58 

 

Die Praxis vermisst das Anerkennungsjahr: Praktikumsstellen werden zur 

Mangelware  

Noch während die Strukturen des Zentralen Praktikantenamts im Aufbau begriffen wa-

ren, prognostizierte Dommick einen wesentlich höheren Bedarf an Praktikumsstellen59 

in den220 bis 250 sozialen Einrichtungen in und um Hamburg.60 Grundsätzlich standen 

140 bis 160 Praxisstellen zur Verfügung. 1996 wollte die Behörde 154 Stellen, 1997 134 

Stellen und in den darauffolgenden Jahren, wenn das Berufspraktikum entfiel, allerdings 

deutlich weniger Stellen bereithalten. Der Senat rechnete mit jährlich durchschnittlich 

140 Bewerbungen. Allerdings hatten sich schon 1995 mehr Studierende auf Praxisstel-

len beworben, als Plätze vorhanden waren. Hamburger Hochschulabsolvent*innen soll-

ten bei der Platzvergabe vorrangig berücksichtigt werden. >Die Platzvergabe erfolgte bei den Hamburger Hochschulabsolventen [&] in der zeitlichen Reihenfolge des Eingangs 
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der Schriftlichen Anleitungsbestätigung (Rückmeldebogen)“61, antwortete der Senat auf 

eine Schriftliche Kleine Anfrage des GAL-Abgeordneten Jörß. Dieses Missverhältnis von 

Praktikumsstellen und Bewerber*innen führte also wie anderenorts so auch in Hamburg 

zu einer wachsenden Konkurrenz unter den Studierenden.62 

 

Im Fachbereich Sozialpädagogik war man zusehends unzufrieden mit der Einstellungs-

praxis der öffentlichen Träger. Im August 1995 forderten Meike Plesch und Ilse Gold-

schmidt, beide Professorinnen am Fachbereich Sozialpädagogik, das Amt für Jugend auf, 

alle BewerberInnen um Praktikumsstellen fristgerecht mit Praxisstellen zu versorgen. 

Studierende hatten darüber berichtet, dass sie mit zeitlich nicht absehbaren Verzöge-

rungen des Beginns ihres Praktikums zu rechnen hätten. Die Hochschullehrerinnen 

machten die Behörde darauf aufmerksam, dass eine Verzögerung des Praktikumsbe-

ginns dazu führen könnte, dass sich die Praktikant*innen nicht rechtzeitig zur Prüfung 

melden könnten und sich die Erlangung der staatlichen Anerkennung um ein halbes Jahr 

verzögern würde.63 Auch zum Oktober 1998 wollte das Amt für Jugend nur Härtefälle als 

Praktikant*innen einstellen64, um sich dann doch zur Einstellung von 30 Studierenden 

bereitzuerklären.65 Konflikte mit der Behörde gab es auch, als nur noch Stellen für Prak-

tika in Vollzeit angeboten und die grundsätzlich zulässige Streckung des Praktikums 

durch Teilzeittätigkeit nicht mehr möglich sein sollte.66 Die Studierenden zogen eine 

Demonstration gegen die Streichung von Stellen für Teilzeitpraktika in Erwägung.67 Ei-

nige Wochen später lenkte die Behörde ein und hob ihren Beschluss auf, grundsätzlich keine Teilzeitverträge mehr für die Ableistung des Praktikums abzuschließen“.68 

 

Der Stellenmangel sollte sich noch verschärfen, weil gleichzeitig beabsichtigt war, die 

Studienplätze um 60 pro Jahr zu erhöhen. Dies wurde damit begründet, dass in der Um-

stellungsphase im Wintersemester 1994/95 keine Studierenden aufgenommen worden 

waren.69 Schon Anfang Januar 1996 mussten die Planungsdaten als Folge von Mehrzu-

lassungen im Wintersemester 1995/96 korrigiert werden. Man rechnete nun für das 

Jahr 1998 mit 99 Praktikant*innen mehr als ursprünglich berechnet. Die notwendigen 

zusätzlichen Finanzmittel für die Praktikumsvergütungen in Höhe von 475.200 DM soll-

ten durch Haushaltsumschichtungen bereitgestellt werden.70 Für 1999 veranschlagte 

das Zentrale Praktikantenamt 1.582.000 DM für Praktikumsvergütungen, wusste aber 

nicht die genaue Zahl von Praktikant*innen vorauszusagen.71 Verwaltungsgerichtliche 

Beschlüsse zur Aufnahmekapazität des Fachbereichs Sozialpädagogik führten regelmä-

ßig zu höheren Studienanfängerzahlen72, die mit Verzögerung höhere Prakti-

kant*innenzahlen nach sich zogen. 

 

Die Professor*innen Heidi Eppel, Wolfgang Hantel-Quitmann und Manfred Neuffer frag-

ten sich angesichts der erkennbar schwierigen Entwicklung, wie denn bei mehr als 360 

Studierenden die Finanzierung der Praktika gesichert werden könnte. Sie forderten 

überdies zusätzliche Lehrauftragsmittel für die Theorie-Praxis-Seminare73, die den Stu-

dienschwerpunkten zugeordnet als >Kleingruppenveranstaltungen zur Praxisbeglei-tung“74 wichtige Orte zur Reflexion der Praxiserfahrungen sein sollten. An der Evangeli-

schen Fachhochschule orientierte sich die Themenstellung der Theorie-Praxis-Verbünde, 
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wie Barbara Rose erläuterte, nicht länger an >spezialisierten Problemlagen und Defiziten 
von AdressatInnen, an institutionell oder methodisch sortierten Arbeitsansätzen, son-dern an den dazu querliegenden :großen‛ sozialpädagogischen Themenstellungen und am sozialräumlichen Bezug.“75 Timm Kunstreich zufolge wollte man fragen, >in welchen Kontexten Menschen aufwachsen“. Man müsse >die Perspektive und die Lebensweise der Adressaten, der Klienten in den Blick bekommen“. Die Studierenden würden bei 
verschiedenen Trägern im Stadtteil arbeiten und im Theorie-Praxis-Seminar >das Zu-
sammenspiel der sozialen Einrichtungen, in denen sie praktizierten, wie in einem Plan-spiel abbilden“. Davon erhoffte man sich die Initiierung von Lernprozessen, >die nicht 
nur institutionell, sondern von den Interaktionen zwischen Institutionen und Bevölke-rungsgruppen bestimmt“ sein würden.76 Studierende schätzten, dass sie bei ihrer weit-

gehenden eigenständigen Arbeit im Verbund dennoch bei den Dozent*innen immer ein 

offenes Ohr fanden77. Barbara Rose führt die Themenstellungen und Verortungen der 

vier Theorie-Praxis-Verbünde an: >Praxis von Teilhabe und Strategien der Ausgrenzung. 

Lebensweisen in Wilhelmsburg“, >Soziale Milieus aus der Perspektive von Jugendlichen und Kindern im Raum Bramfeld“, >Familie als Kristallisationspunkt des bürgerlichen Individuums in Altona und St. Georg“ und >Sozialarbeit als Kulturarbeit in Billstedt/ Horn“. An dieser >sozialräumlichen Orientierung der Theorie-Praxis-Verbünde“78 hält 

man an der Evangelischen Hochschule bis heute fest, weil sie sich ganz offensichtlich aus 

Sicht der Beteiligten bewährt hat. Eine weitere Neuerung an der Evangelischen Fach-

hochschule war die verbindliche Supervision in der gesamten Praxisphase79. Diese Me-

thode dient der Selbsterfahrung, der Evaluation des eigenen Handelns, der Reflexion von 

Konfliktsituationen80 der Entwicklung einer eigenen Rollenkonstruktion durch die Rela-

tionierung von Theorie und Praxis und ist seit der Einführung der Diplomstudiengänge 

ein regulärer Bestandteil der akademischen Ausbildung.81 

 

Die Bedeutung des Zentralen Praktikantenamts („ZEPRA“) 
In den Jahren um die Jahrtausendwende erweiterte sich das Aufgabenfeld des Zentralen 

Praktikantenamts, des heutigen Praktikumsbüros im Department Soziale Arbeit. 1999 

stellte die Präsidialverwaltung der Fachhochschule klar, dass das Zentrale Praktikanten-

amt nicht der Weisungskompetenz des Fachbereichs unterlag. Seine rechtliche Basis war das Berufseingangsgesetz. >Sollte sich herausstellen, dass eine Ausbildung im inte-

grierten Praktikum durchgeführt wird, die nicht den Anforderungen des Berufsein-

gangsgesetzes entspricht, kann dies für die betroffenen Absolventinnen und Absolven-ten und für die Fachhochschule erhebliche Nachteile haben.“ Den betroffenen Absol-
vent*innen könnte die Anerkennung nachträglich entzogen und die Fachhochschule 

könnte ihre Zuständigkeit für die staatliche Anerkennung verlieren82, mahnte die Präsi-

dialabteilung und unterstrich damit die hohe Verantwortung des Zentralen Praktikan-

tenamts. Zu Jahresbeginn 2000 beschloss der Fachbereichsrat die Gründung des Zent-

rums für Praxisentwicklung, ZEPRA, als eigenständige Organisationeinheit im Fachbe-

reich, die vor allem Forschungsprojekte initiieren, die Entwicklung von handlungslei-

tenden Theorien der Sozialen Arbeit fördern, den wissenschaftlichen Nachwuchs unter-

stützen und die Praxis beraten sollte. Es wurde ein Zentrumsrat mit sechs Profes-

sor*innen, drei wissenschaftlichen Mitarbeiter*innen aus der Praxis, einem bzw. einer 
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Mitarbeiter/in des Fachbereichs und einem bzw. einer Student*in gebildet sowie ein 

Förderverein gegründet. ZEPRA übernahm das Zentrale Praktikantenamt. >Der Fachbe-
reich bleibt verantwortlich für die Praktikantinnen und Praktikanten des Fachbereichs und delegiert diese Aufgabe an ZEPRA“, heißt es in den Richtlinien. Die Finanzierung von 
ZEPRA sollte über gesonderte Haushaltsmittel und durch Entgelte für seine Leistungen 

sichergestellt werden.83 Als Leiter von ZEPRA wurde Manfred Neuffer berufen. Beate 

Hamer wurde zur Fachleiterin des Praktikantenamts gewählt.84 Schon in seinem Re-

chenschaftsbericht 2000 konnte ZEPRA auf eine Reihe von Projektbegleitungen und 

Evaluationen, Weiterbildungsmaßnahmen und die Durchführung von Tagungen verwei-

sen. Als Serviceleistung für die Praxis nannte ZEPRA den fachkräftesuchenden Einrich-

tungen auch für die entsprechende Berufsfelder besonders geeignet erscheinende Ab-

solvent*innen.85 

 

Neoliberale Reformen zur Jahrtausendwende  

Seit der Jahrtausendwende veränderten sich die Studienbedingungen an den deutschen 

Hochschulen, so auch in Hamburg, das von 2001 bis 2004 von einer Koalition von 

Christ- und Freidemokraten und der rechtskonservativen „Partei Rechtsstaatlicher Of-

fensive“ regiert wurde. Im Zuge des 1999 begonnenen Bologna-Prozesses entstand ein 

europäischer Hochschulraum mit einem zweigliedrigen Studiensystem, das auch von 

der GAL als kleinerem Koalitionspartner im Senat Runde (1997‒2001) ausdrücklich be-

grüßt wurde.86 Im Zuge des Bologna-Prozesses sollte durch die staatliche Deregulierung 

die Diversifizierung der Hochschullandschaft, Marktorientierung und Eigenverantwor-

tung befördert werden.87 Manfred Neuffer fasste zehn Jahre später in seiner Abschieds-vorlesung die damit einhergehenden Fehlentwicklungen zusammen: >Ökonomisierung 
der Bildung, Verschulung des Studiums, keine Freiheit der Studierenden, Vorlesungen 

und Seminar zu wählen, Studienordnungen, die jede Veranstaltung und jede Leistung 

festlegen und mit einer Prüfung versehen, die jede Eigeninitiative und Kreativität unter-drücken“. Er kritisierte die neoliberalen Vorstellungen des Wissenschaftssenators Jörg 

Dräger und der Expertenkommission unter dem Vorsitz des Altbürgermeisters Klaus 

von Dohnanyi, die ein Hochschulmodernisierungsgesetz vorbereitete, nach dem die 

Hochschulen einer Aktiengesellschaft ähnlich organisiert sein sollten.88 Die von der Kommission empfohlenen >Leitlinien für die Entwicklung der Hamburger Hochschulen“ 
zielten auf die Reduzierung der Zahl der Studienabbrecher*innen, die Verkürzung des 

Studiums, die Einführung des zweistufigen Studiensystems, die Verbesserung der Be-

treuungsintensität, Verbesserungen in Forschung und Lehre, flexible Organisations-

strukturen und eine stärkere Internationalisierung.89 

 

Ein zentrales Reformziel der GAL-Wissenschaftssenatorin Krista Sager war die Siche-rung der >Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit“ der Hochschulen.90 Dafür wollte sie 

die Steuerungselemente des New Public Managements in die Hochschulverwaltung im-

plementieren und betriebswirtschaftliche Instrumente wie das Controlling nutzen. Sager kündigte einen >sehr, sehr harten Konsolidierungkurs“ an.91 Nach der Bürgerschafts-

wahl setzte auch der Senat unter dem christdemokratischen Ersten Bürgermeister Ole 

von Beust auf das von Sager als >Hamburger Modell“ bezeichnete Instrument der Ziel- 
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und Leistungsvereinbarungen.92 Ole von Beust, der von 2001 bis 2011 drei Senaten als 

Erster Bürgermeister vorstand, erschienen im Rückblick manche strukturelle Maßnah-

men zur Straffung der Organisation an den Hochschulen als überfällig. Es habe zu viele >Besitzstände“ gegeben. >Die Gremienarbeit fraß zu viel Zeit.“ Der ehemalige Erste Bür-

germeister ging aber zwei Jahre nach seinem Ausscheiden aus der Politik teilweise auch auf Distanz zu der von ihm mitverantworteten Bildungspolitik und schrieb: >Eine pro-funde akademische Lehre halte ich heute für richtig.“ Er erinnerte daran, dass das Erler-

nen wissenschaftlichen Arbeitens ein anspruchsvoller und anstrengender Prozess ist, und äußerte Zweifel, >ob dies in den drei Jahren bis zum Bachelorabschluss heutzutage 

möglich ist“. In der Bildungspolitik dürfe es >nicht nur um Zahlen gehen, um Bildungs-ausgaben, die gestiegen oder gesunken sind“. Hochschulabsolvent*innen sollten nicht einseitig >auf ökonomischen Erfolg dressiert“ werden, sondern müssten im Studium 

Raum zur Persönlichkeitsentwicklung haben.93 

Gerade im Hinblick auf die Herausbildung einer eigenen beruflichen Identität und eines 

Habitus in der integrierten Praxisphase wird man dem Elder Statesman zustimmen. In 

der Praxis schuf die Wissenschafts- und auch Sozialpolitik über die Ära Beust hinaus für 

die am integrierten Praktikum beteiligte Trias von Hochschule, Praxisstelle und Studie-

renden immer herausforderndere Rahmenbedingungen. 

 

Abschaffung der staatlichen Anerkennung? 

Für Verunsicherung unter den Lehrenden, aber ebenso unter den Studierenden sorgten 

die in der Politik und in den Behörden geführten Diskussionen über die Abschaffung der 

Staatlichen Anerkennung. Schon 1995 hatte sich der DBSH in einer Stellungnahme klar 

für den Erhalt dieses Instruments der Berufszulassung ausgesprochen. Die Berufsbe-

zeichnung sei nur in Verbindung mit der Staatlichen Anerkennung geschützt. Der Fach-

verband sah in der Staatlichen Anerkennung als Berufszulassung eine >Parallele zu den 
Studien- bzw. Ausbildungsabschlüssen z.B. der Juristen und Ärzte, die durch ihren be-

rufsqualifizierenden Abschluss nicht in Form von akademischen Prüfungen (Diplom, Magister, Doktor) sondern durch Staatsexamina bzw. die :Approbation‛ erbringen.“94 Im Herbst 2004 ‒ in Hamburg regierte mit absoluter Mehrheit die CDU ‒ erarbeitete die 

Sozialbehörde eine Änderung der gesetzlichen Regelung über den Berufszugang, um 

diesen an die abgestuften Studiengänge anzupassen. Der Fachbereich Sozialpädagogik 

und die Mehrheit der Berufsverbände waren einhellig der Auffassung, >dass eine staatli-

che Anerkennung nach wie vor sehr sinnvoll ist; Diplomsozialpädagog/innen ohne staat-liche Anerkennung sind über das Arbeitsamt schlechter vermittelbar.“ Die Dekanin, Ma-

rion Panitzsch-Wiebe kritisierte, dass die Beschlüsse unerfreulicher Weise ohne unsere Beteiligung erfolgt sind“.95 

 

Die Erfahrungen der Praktikant*innen in den 2000er-Jahren 

Weitgehend ohne Beteiligung der Betroffenen wurden auch die Praktikantenvergütun-

gen in der ersten Hälfte der 2000er-Jahre abgesenkt. Mit der Währungsumstellung von 

der D-Mark auf den Euro erhielten die Praktikant*innen das Entgelt in der unveränder-ten Höhe von 409 €. Wie sich Herma Tewes, langjährige fachliche Leiterin des Zentralen 
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Praktikumsbüros, erinnert, wurde dieser Betrag jedoch bald weiter abgesenkt.96 Die Pro-

fessorin Mary Schmoecker unterrichtete im April 2005 den Fachbereichsrat über die 

Planungen der Hochschulverwaltung, die Praktikantenvergütung zum Wintersemester 2007/08 auf 166 € zu begrenzen.97 Schon im Jahre 2004 hatten die Praktikant*innen eine Halbierung der Vergütung auf ca. 200 € hinnehmen müssen. Dies bedeutete >im-mense Einschnitte für die Betroffenen“, wie die Dekanin, Panitzsch-Wiebe, und Gerd Krü-

ger, Nachfolger Manfred Neuffers als ZEPRA-Leiter betonten. Den abgesenkten Betrag würde man auf die Köpfe der Studierenden verteilen, so dass mit ungefähr 220 € pro 
Person zu rechnen war.98 Während sich Herma Tewes über viele Jahre, allerdings ver-

geblich, um eine Anpassung der Vergütungen bemühte99, wies Neuffer auf das Dilemma 

hin, dass viele Studierende jobben müssten, das verdichtete Bachelorstudium und das 

integrierte Praktikum die Aufnahme einer Nebenerwerbstätigkeit aber erschwerten. 

Neuffer äußerte auch Zweifel, ob Darlehensmodelle attraktiv und ausreichend seien.100 

 

Eine Studie aus dem Jahr 2006  

Anfang 2006 präsentierte die ZEPRA-Mitarbeiterin Herma Tewes die Ergebnisse einer 

Praktikumsbefragung, an der sich 160 von 180 Praktikant*innen beteiligten. Das Zentra-

le Praktikantenamt wollte mehr über die Eindrücke der Studierenden erfahren, um nöti-

genfalls Probleme abstellen helfen zu können. Ihre Praktikumsstelle bewerteten dabei 

viele der Befragten positiv. Sie hoben die Eignung des Arbeitsfelds als exemplarischen 

Lernort hervor, freuten sich, selbständig arbeiten zu dürfen, dankten aber zugleich für 

die Unterstützung durch die Anleiter, lobten das Team und erlebten das Praktikum ins-

gesamt als guten Einstieg in die berufliche Tätigkeit in der Sozialen Arbeit. Negativ emp-

funden wurde die Beschränkung auf Handlangerdienste oder die ungeklärte Rolle der 

Praktikant*innen sowie die hohe Arbeitsbelastung und das angespannte Betriebsklima. 

Zum Praktikumsverlauf äußerten sich die Studierenden zum Teil kritisch. Das Pendeln 

zwischen der Studienvorbereitung und dem Arbeitsalltag in der Praxisstelle im 4. Fach-

semester wurde als belastend angesehen, während der Inhalt des 6. Semesters als nicht 

sehr sinnvoll bezeichnet wurde. Ein einjähriges Praktikum mit einem Studientag pro 

Woche hätten sich einige Teilnehmer*innen der Befragung als sinnvoller vorstellen 

können. Andere Befragte wieder hätten gern mehrere Praktikumsstellen in der Praxis-

phase kennenlernen wollen. Positive Erfahrungen schienen den konzeptionellen Überle-

gungen am Fachbereich in Bezug auf die Verbindung von Theorie und Praxis in der Leh-

re Recht zu geben. Theorie ohne Praxis mache nicht viel Sinn. Daher sei es >toll, dass hier die Theorie und die Praxis Hand in Hand gehen“. Von der Fachlichkeit und von der Ver-
mittlung der Ausbildungsinhalte durch die Anleiter*innen habe man sehr profitiert. 

Bisweilen habe die Anleitung aber auch eingefordert werden müssen. Die in der Vorstel-

lung der Umfrageergebnisse angeführten Äußerungen über das Zentrale Praktikanten-

amt und die Hochschule fielen nicht so positiv aus. Die Aufgaben des Zentralen Prakti-

kantenamts, so auch die Unterstützung bei Problemen in der Praxisstelle, waren offen-

bar nicht allen Befragten bekannt, obwohl die erforderlichen Informationen hätten ein-

geholt werden können. Im Hinblick auf das an der Hochschule erworbene theoretische 
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Wissen, waren einige Studierende enttäuscht, wie wenig man in der Praxis hätte umset-

zen können.101 

 

Qualifikationsrahmen Soziale Arbeit: Mindeststandards für die Bachelor-

studiengänge 

Ebenfalls im Jahre 2006 beschloss der Fachbereichstag Soziale Arbeit den >Qualifikati-onsrahmen Soziale Arbeit“ als >Orientierung zur Entwicklung der Studiengangscurricula und als Bezugsrahmen der Sozialberufeanerkennungsgesetze“102. Der Fachbereichstag machte wichtige Aussagen zur staatlichen Anerkennung: >Mit der staatlichen Anerken-
nung werden Qualifikationen zertifiziert, die Voraussetzung für eine hoheitliche Tätig-

keit in der Sozialen Arbeit sind. Dies sind insbesondere: ausgewiesene Kenntnisse der 

relevanten deutschen Rechtsgebiete mit exemplarischer Vertiefung auf Landesebene, 

Kenntnisse von Verwaltungsstrukturen und Verwaltungsabläufen, Nachweis für Fach-lichkeit und Berufsfähigkeit“. Als >Voraussetzungen für die Erteilung der staatlichen An-erkennung“ nennt der Fachbereichstag >(1) Bachelorabschluss in einem Studiengang der 
Sozialen Arbeit, (2) ausgewiesene Kenntnisse der relevanten deutschen Rechtsgebiete 

mit exemplarischer Vertiefung auf Landesebene, (3) angeleitete Praxisleitung in von der 

Hochschule/zuständigen Behörde anerkannten, fachlich ausgewiesenen Einrichtungen 

der Sozialen Arbeit im Umfang von mindestens 100 Tagen, (4) eine kritische Reflexion erworbenen Fachwissens unter den Bedingungen angeleiteter Praxis.“103 2008 erklärte 

die Jugend- und Familienministerkonferenz den Qualifikationsrahmen zur geeigneten >Grundlage für die Prüfung der Vorlage der qualitativen Voraussetzungen eines Studien-ganges im Rahmen der Akkreditierungsverfahren“104. 

 

Dem DBSH erschien die vom Fachbereichstag empfohlene Praxistätigkeit von 100 Tagen als bestenfalls ausreichend, um >ein Praxisfeld oberflächlich kennen zu lernen“. Keine 
Praxisstelle würde einen Studierenden verantwortlich einsetzen können, wenn dieser >nur auf Besuch“105 sei, kritisierte der Berufsverband. Doch auch die hamburgische Ge-

setzgebung orientierte sich an den im Fachbereichstag diskutierten Qualifikationsrah-

men. Im Jahre 2006 wurden Änderungen im Hamburger Landesgesetz über die staatli-

che Anerkennung aus dem Jahre 1995 nötig, weil der Diplomstudiengang durch Ba-

chelor- und Masterstudiengänge ersetzt werden sollte und andererseits weil die Fach-

hochschule Hamburg und die Evangelische Fachhochschule für Sozialpädagogik mittler-

weile ihre Namen in „Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg“ bzw. „Evan-

gelische Hochschule für Soziale Arbeit und Diakonie“ an die geänderten Verhältnisse in 

den Hochschulen und in der Berufswelt angepasst hatten. In einer Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft heißt es: >Mit der Einführung von Bachelor- und Masterstudiengän-

gen verbindet sich eine weit reichende organisatorische und inhaltliche Reform der 

Hochschulausbildung. Unter anderem werden die Ausbildungsgänge verdichtet und 

verkürzt“. Ein Bachelor-Studiengang sei zudem stark praxisorientiert. Nach § 2 Hambur-

gisches Hochschulgesetz hätten die Hochschulen die von ihnen entwickelten Studien-gänge einer Akkreditierungsagentur vorzulegen. Gegenstand der Akkreditierung sei >der 
Nachweis der wissenschaftlichen und organisatorischen Realisierbarkeit der Studien-
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gänge, ihre Finanzierbarkeit sowie die Erfüllung bestimmter Mindeststandards hinsicht-lich der Qualität der Studiengänge“. Auf eine detaillierte Regelung der Aberkennung der 
staatlichen Anerkennung glaubte man verzichten zu können, da angenommen wurde, >dass die Mechanismen des Arbeitsmarkts ausreichen, um ungeeignete Personen aus 

einer Tätigkeit als Sozialpädagoge oder –pädagogin auszuschließen“. Auch die Gestal-

tung der Praxisanteile an der sozialpädagogischen Ausbildung sollte nicht mehr im De-

tail geregelt werden.106 Im Wissenschaftsausschuss erklärten die Senatsvertreter*innen, >sie gingen davon aus, die staatlichen Regelungen seien zukünftig nicht mehr notwendig, 
wenn die vormals durch die Akkreditierungsagenturen vorgenommenen Regelungen beachtet worden seien“. >Die Akkreditierungsagentur werde eine ausreichende Anzahl 
von Praxiseinheiten bzw. –stunden zukünftig sicherstellen.“ Mit dem >verschlankte[n] Gesetz habe man dem >Prinzip der Autonomie“ Rechnung tragen wollen. Ein zentrales 

Thema im Ausschuss war die Frage der staatlichen Anerkennung. >Die Behörde für Wis-

senschaft und Gesundheit (BWG) habe zunächst dazu geneigt, keine staatliche Anerken-

nung dieser Studienabschlüsse zu geben, habe sich aber dann belehren lassen, dass sich die Berufschancen der Absolventen mit der staatlichen Anerkennung verbesserten“, er-

klärten die Senatsvertreter*innen. Insbesondere die Anstellungsträger hätten mit ihren 

Argumenten die Behörden von der Notwendigkeit der staatlichen Anerkennung über-

zeugen können. Auf Nachfrage eines GAL-Abgeordneten nach der >Perspektive für eine Abschaffung der staatlichen Anerkennung gemeinsam mit den anderen Bundesländern“ 
erwiderten die Vertreter*innen des von der CDU getragenen Senats, dass eine entspre-

chende Neigung schon in verschiedenen Bundesländern feststellbar sei.107 Unstrittig 

waren offenbar die im Gesetz verankerten Bestimmungen über die Anerkennung von 

Praxisstellen. Danach konnten als Träger von Praxisstellen im Bereich der freien Wohl-fahrtspflege >juristische Personen und Personenvereinigungen anerkannt werden, wenn 
sie 1. auf dem Gebiet der Jugend- und Sozialhilfe tätig sind, 2. gemeinnützige Ziele ver-

folgen, 3. auf Grund der fachlichen und personellen Voraussetzungen erwarten lassen, 

dass sie einen nicht unwesentlichen Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben in der Jugend- 

und Sozialhilfe zu leisten im Stande sind und 4. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit bieten“.108 Auf der Sitzung der Bürgerschaft am 2. Feb-

ruar 2006 wurde das Gesetz einstimmig angenommen.109 

 

Hochschulseitige Neuregelungen des Praktikums 

Im November 2007 gab die Fakultät Wirtschaft und Soziales zusammen mit ZEPRA neue >Richtlinien für das hochschulgelenkte Praktikum im Studiengang Soziale Arbeit (BA)“ 
heraus. Das Praktikum fand danach im 4. und 5. Semester statt und umfasste insgesamt 

105 Tage. Dabei diente das 4. Semester der Praxiserkundung. Zusammen mit der Prakti-

kumsstelle wurde eine Praxisidee zur Umsetzung im darauffolgenden Semester entwi-

ckelt. Als Arbeitszeit waren 5 Tage à 7 Stunden in der 5. Vorlesungswoche und anschlie-

ßend ein siebenstündiger Arbeitstag pro Woche vorgesehen. Im 5. Semester, dem Pra-

xissemester, verrichteten die Studierenden an insgesamt 90 Tagen à 8 Stunden eine an-

geleitete Tätigkeit in der Praxisstelle. Schon im 2. Semester fand die Vorbereitung auf 

die Praxisphasen statt. In Ringvorlesungen wurden die Arbeitsfelder der Sozialen Arbeit 
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vorgestellt, die Studierenden reichten dem Zentralen Praktikantenamt eine Zuordnung 

zum Theorie-Praxis-Seminar ein und bis zum Beginn der Vorlesungszeit des 3. Semes-

ters erfolgte die Einteilung in die Studienschwerpunkte. Danach suchten sich die Studie-

renden einen Praktikumsplatz, der den Lehrenden der Studienrichtung und dem Zentra-

len Praktikantenamt zur Prüfung vorzulegen war. Die Praxisphase im 4. und 5. Semester 

galt als erfolgreich absolviert, wenn das Praktikum mit Erfolg beendet, das Lerntage-

buch erstellt und jeweils eine Präsentation für das Theorie-Praxis-Seminar und das The-

orieseminar vorgestellt worden waren.110 

 

Drei Jahre später wurde der die Vorpraxis betreffende § 4 in der Studien- und Prüfungs-

ordnung für den Bachelor-Studiengang Soziale Arbeit an der HAW gestrichen.111 Das 

Vorpraktikum war in mehreren Schritten von 13112 auf acht und dann auf sechs Wochen 

gekürzt worden war. Es gab Auseinandersetzungen in der Fakultät, ob es den Studieren-

den zuzumuten sei, gegebenenfalls ein Jahr mit der Aufnahme des Studiums zu warten, >nur weil sie sechs Wochen Praktikum machen sollten“, berichtet Herma Tews. Sie erin-

nert sich, sie habe einmal einen Monat lang die Unterlagen von über 1000 Studierenden 

dahingehend überprüfen müssen, ob die Voraussetzungen für die Anerkennung der 

Vorpraxis gegeben waren.113 Der immense Arbeitsaufwand erklärte sich aus der Unter-

schiedlichkeit der Vorpraxis, z. B. Ehrenamtlichkeit, das Freie Soziale Jahr, das Freie 

Ökologische Jahr, Auslandaufenthalte, Zivildienst oder Berufstätigkeit. Häufig bedurfte 

es ergänzender Nachweise und Abstimmungen mit dem Studierendenzentrum, bevor 

eine Anerkennung der Vorpraxis erfolgen konnte. Die Prüfung der Vorpraxis wurde auf 

Grund dieser Erfahrungen nach der Streichung aus der Studien- und Prüfungsordnung 

schließlich von der Zulassungsstelle übernommen.114 Tewes, die auf Grund ihrer Erzie-

herinnenausbildung von der Ableistung eines Vorpraktikums befreit war, hält im Nach-

hinein die Vorpraxis für sinnvoll.115 

 

Die Anpassung der gesetzlichen Bestimmungen an EU-Richtlinien 

Eine andere Änderung der Studien- und Prüfungsordnung betraf das Vollzeitpraktikum, 

in dem die Studierenden künftig nicht 90 Tage à 8 Stunden, sondern 100 Tage à 7 Stun-

den am Lernort Praxis zu absolvieren hatten.116 Diese auch von der Studentenschaft ge-

wünschte Regelung117 entsprach den Anforderungen des Gesetzes zur Änderung des 

Gesetzes über die staatliche Anerkennung von Sozialpädagogen und Sozialarbeitern so-

wie von Sozialpädagoginnen und Sozialarbeiterinnen vom 5. Oktober 2010, das >angelei-
tete Praxisanteile im Umfang von 100 Tagen einschließlich eines Erfolgsnachweises“ 
verlangte.118 Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Praxisämter/-referate an Hochschulen 

für Soziale Arbeit empfahl diesen Minimalkonsens aller Hochschulen, >im Rahmen der 
Akkreditierung bzw. der Selbstevaluation kritisch daraufhin zu überprüfen, ob mit den 

geplanten Praxisanteilen die Ziele der staatlichen Anerkennung erreicht und die hier formulierten Gütekriterien umgesetzt werde“119. 

 

In § 4 des genannten Landesgesetzes wurde außerdem die staatliche Anerkennung eines 

in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des 
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Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz erworbenen 

Ausbildungsabschlusses auf dem Gebiet der Sozialarbeit und der Sozialpädagogik gere-

gelt. Die Berufsqualifikation der Sozialarbeiter*innen aus dem europäischen Ausland 

konnte nur anerkannt werden, sofern ihr ein Studium Praxisphasen von 100 Tagen ent-

hielt.120 Im Wissenschaftsausschuss erläuterten Vertreter*innen des schwarz-grünen 

Senats, dass es sich bei dem Gesetz nicht um eine hochschulrechtliche Regelung handel-

te, >sondern um eine Regelung, die den Absolventinnen und Absolventen den Zugang 

zum Arbeitsmarkt erleichtern oder erschweren könnte. Einerseits gelte in der Europäi-

schen Union die Maßgabe, dass die Mitgliedstaaten den Bürgerinnen und Bürgern eines anderen Mitgliedstaats den Zugang zum Arbeitsmarkt nicht erschweren dürften. [&] 
Andererseits sei hier versucht worden, den Anforderungen des Berufes und des Ar-beitsmarktes gerecht zu werden.“121 Die Senatsvertreter*innen hielten die Gesetzesän-derung für wichtig, >um Migranten und Migrantinnen zu unterstützen, in Hamburg zu arbeiten“. Der Abgeordnete der Fraktion >Die Linken“ im Familien-, Kinder- und Jugend-

ausschuss der Hamburgischen Bürgerschaft sah in der gesetzlichen Neuregelung für Migrant*innen >die Chance, aus dem Niedriglohnsektor herauszukommen“122. Ab 2012 

richtete sich die staatliche Anerkennung eines im Ausland erworbenen Ausbildungsab-

schlusses auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit nach dem Hamburgischen Berufsqualifika-

tionsgesetz.123 

 

2013 beschloss die Hamburgische Bürgerschaft das bis heute gültige Anerkennungsge-

setz Soziale Arbeit, das an die Gesetz von 1995 und 2006 anknüpfte, zusätzlich die Vo-

raussetzungen für eine berufsrechtliche Eignung eines Studiengangs im Bereich Bildung 

und Erziehung in der Kindheit benannte und die Bedeutung der Praxisorientierung von Studiengängen in Bereich der Sozialen Arbeit unterstrich, indem es auch >eine Evaluati-
on und Fortentwicklung der Qualifikation im Zusammenwirken mit relevanten Praxis-feldern“124 als Bedingung für eine Akkreditierung anführte. 2015 wurden in das Gesetz 

Bestimmungen über Voraussetzungen für die Aberkennung der staatlichen Anerken-

nung wie die fehlende fachliche oder persönliche Eignung oder eine Verurteilung auf 

Grund im § 72a Absatz 1 SGB VIII genannter Straftaten eingefügt.125 

 

Die aktuelle Normierung der Praxisphase in den Prüfungs- und Studienord-

nungen 

Auf dem Fachbereichstag Soziale Arbeit im Jahre 2016 wurde eine überarbeitete und 

noch heute aktuelle Fassung des Qualifikationsrahmens Soziale Arbeit (QR SozArb Ver-

sion 6.0) beschlossen, an dem sich die Hochschulen mit ihren Studienordnungen orien-

tieren. Als Voraussetzung zur Erteilung der staatlichen Anerkennung gilt nicht zuletzt 

die praktische Kompetenz: >Erforderlich ist die nachgewiesene Kompetenz, praktisch in 
der Sozialen Arbeit auf dem Niveau der Absolvent*innen grundständiger Studiengänge 

der Sozialen Arbeit in einer von der Hochschule/zuständigen Behörde anerkannten, 

fachlich ausgewiesenen Einrichtung tätig gewesen zu sein und erworbenes Fachwissen 

in dieser Praxis einbringen und kritisch reflektieren zu können. Der Nachweis einer 

durch die eigene Profession/staatlich anerkannte*r Sozialarbeiter*in angeleiteten kon-
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tinuierlichen berufspraktischen Tätigkeit in einem Feld der Sozialen Arbeit ist in einem 

Umfang von mindestens einhundert Tagen zu erbringen. Dies kann insbesondere in 

Form eines Berufsanerkennungsjahres, eines Praxissemesters bzw. einer Praxisphase 

(bei Teilzeitstudiengängen auch in Form zweier Praxissemester bzw. Praxisphasen) ge-schehen.“126 Der § 14 der Prüfungs- und Studienordnung für den Bachelorstudiengang 

Soziale Arbeit an der HAW enthält die wichtigsten Bestimmungen des hochschulgelenk-

ten Praktikums. Es umfasst das Modul 15 (Einstieg in die Praxis) mit einem Umfang von 

15 Tagen und das Modul 18 (Lernen in der Praxis) mit 100 Tagen. Die Prüfungs- und 

Studienordnung legt auch die Module fest, die erfolgreich absolviert werden müssen, um 

am Vollzeitpraktikum teilnehmen zu dürfen, und macht Angaben zur Qualifikation und 

Berufserfahrung, die von den Anleiter*innen in den Praxisstellen erwartet werden.127 In 

der Evangelischen Hochschule sind mit dem Beginn des Wintersemester 2014/15 als studienpraktische Leistungen >1. ein vierwöchiges Einführungspraktikum im Umfang 
von fünf Tagen in der Woche vor Beginn der 15-wöchigen Vorlesungszeit im 3. Semes-

ter; 2. ein studienbegleitendes Praktikum während der Vorlesungszeit von 15 Wochen 

im 3. Semester in Umfang von 2 Tagen in der Woche; 3. ein Hauptpraktikum während 

der Vorlesungszeit von 15 Wochen im 4. Semester im Umfang von 4 Tagen in der Woche 

im Praktikum und einem studienbegleitenden Praktikumstag an der Hochschule“128 

verpflichtend. In den Modulkatalogen spiegeln sich die im Fachdiskurs diskutierten und 

im integrierten Praktikum zu vermittelnden Schlüsselkompetenzen.129 In der Modulbe-

schreibung der Evangelischen Hochschule sind dies hermeneutische, Reflexionskompe-

tenz, Kooperationskompetenz, kommunikative Kompetenz und institutionelle Anwen-

dungskompetenz. Auch die Struktur des praktischen Studienanteils an der Evangeli-

schen Hochschule und an der HAW entspricht dem Qualifikationsrahmen. An der Evan-

gelischen Hochschule gehört dazu die Praxis unter Anleitung, das Theorie-Praxis-

Seminar zur Praxisreflexion und die Seminare Kasuistik I und II, in denen über das Fall-

verstehen eingeübt wird.130 Zum integrierten Praktikum im Rahmen des Bachelorstudi-engangs an der HAW gehören neben dem Lernen in der Praxis das Seminar >Theorie des 
Schwerpunkts“, in dem die Studierenden insbesondere lernen sollen, >praktisches Han-deln wissenschaftlich fundiert zu begründen“, und das Theorie-Praxis-Seminar, in dem 

die für die Studierenden häufig extremen ersten Erfahrungen im Arbeitsfeld der Sozia-len Arbeit (Stichwort: >Praxisschock“) reflektiert werden können und zugleich die Praxis 

als Forschungsfeld kennen gelernt werden kann.131 Für die Teilnahme an den Lehrver-

anstaltungen des Studientags besteht eine Präsenzpflicht.132 Durch die informativen 

Praktikumsrichtlinien und die persönliche Beratung von Seiten des Zentralen Prakti-

kumsbüros werden die Studierenden auf die Praxisphase gut vorbereitet. Die Richtlinien 

enthalten Informationen über den Ablauf der Praxisphase, über die Praxisstellen und 

deren Anerkennung, die Bedeutung der Anleitung, die rechtlichen Rahmenbedingungen, 

die Beurteilung des hochschulgelenkten Praktikums und den Praktikumszuschuss, der 

beim Zentralen Praktikumsbüro beantragt werden kann133 und gegenwärtig bei 210 € 
liegt.134 
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Wiedereinführung des Anerkennungsjahres zur Bekämpung von Prekari-

sierung und Deprofessionalisierung in den aktuellen Praxisphasen? 

Die genannten Prüfungs- und Studienordnungen und Praktikumsrichtlinien der beiden 

genannten etablierten und renommierten Hochschulen in Hamburg, die Bachelorstudi-

engänge im Bereich der Sozialen Arbeit anbieten, bilden den wissenschaftlichen Diskurs 

über die Rolle von Praxisphasen gut ab und zeigen eine große Übereinstimmung mit 

dem vom Fachbereichstag 2016 beschlossenen Qualifikationsrahmen. Doch seit einigen 

Jahren ist auch die Kritik an strukturellen Mängeln des Bachelorstudiums mit integrier-

ter Praxisphase und den Schwierigkeiten bei der Berufseinmündung unüberhörbar. An 

dieser Diskussion sind sowohl Vertreter*innen der Studierenden, Lehrende, Anlei-

ter*innen als auch Verbands- und Gewerkschaftsvertreter*innen beteiligt. Anlässlich des 

100. Jubiläums der Ausbildung zur Sozialen Arbeit in Hamburg verdeutlichte der Lan-

desverband des DBSH als Interessenvertretung der in der Sozialen Arbeit Beschäftigten 

die rechtlichen und sozialen Folgen der Umwandlung des Anerkennungsjahres in das 

studienintegrierte Praktikum. Die Studierenden gelten während der Praxisphase weder 

als Praktikant*innen im Sinne des Berufsbildungsgesetzes noch als Dienstkräfte bzw. 

Arbeitnehmer*innen im Sinne des Personalvertretungs- oder des Betriebsverfassungs-

gesetzes.135 >Studierende in der Praxisphase sind keine Arbeitnehmer*innen und ar-
beitsrechtliche Instrumente wie Kündigungsschutzfristen  oder –schutz oder Ansprüche 

auf Erholungsurlaub und Arbeitszeugnis gelten für sie in der begleiteten Praxisphase nicht“, lesen wir in einer juristischen Einordnung des hochschulgeleiteten Praktikums. 

Studierende in der Praxisphase haben keinen Anspruch auf Vergütung. Das Mindest-

lohngesetz nimmt Pflichtpraktika von der Anwendung des Mindestlohngesetzes aus.136 

Während Praktikant*innen in Bundesländern, in denen der Berufszugang über den Weg eines Anerkennungsjahres erreicht wird, ab April 2022 ein Tarifentgelt vom 1.876,21 € 
erhalten, sind Studierende im begleiteten Pflichtpraktikum ebenso von tariflichen Leis-

tungen ausgeschlossen137 wie überhaupt zunehmend mehr Beschäftigte in den Berufs-

feldern der Sozialen Arbeit.138 Die finanzpolitisch motivierte Einsparung des Praktikan-

tenentgelts dränge die Studierenden, so der DBSH, in prekäre Verhältnisse. Der Verband, 

besonders der Junge DBSH, fordert >die Aufnahme einer Ausbildungsumlage in die Rah-

menverträge mit den freien Trägern, damit diese in die Lage versetzt werden, eine Ver-

gütung der Praktikantinnen und Praktikanten während des Studienpraktikums sicher-zustellen“.139 Auch ein Berufseinmündungsjahr schlug der DBSH vor, um den jungen 

Sozialarbeiter*innen den Berufseinstieg erleichtern zu helfen. 

 

2017 forderten eine Reihe von Hochschullehrer*innen an der HAW und der Evangeli-

schen Hochschule sowie Vertreter*innen von Gewerkschaften und Sozialverbänden 

Maßnahmen gegen den Fachkräftemangel in den sozialen Berufen. Angesichts der zu 

erwartenden Pensionierungswelle drängte sich die Frage auf, wie der soziale Dienstleis-

tungsbereich in der Hansestadt mit genügend Fachkräften versorgt werden könnte, 

wenn gleichzeitig Ausbildungskapazitäten gekürzt würden.140 Als eine Maßnahme zur 

Lösung der Probleme in der Übergangsphase von der akademischen Ausbildung an den Hochschulen in die Berufsfelder wurde vorgeschlagen, >das bereits vor dem Bologna-
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Prozess vor allem aus fiskalischen Gründen abgeschaffte Anerkennungsjahr (Berufs-

praktikum) oder eine ähnlich gestaltete Berufseinstiegsphase einzuführen, die auch eine angemessene Entlohnung vorsieht“. Ein Anerkennungsjahr schaffe >einen organisato-
risch und inhaltlich sinnvollen Übergang vom Studium in die Profession. Erste Praxiser-

fahrungen können so theoretisch angemessen reflektiert werden. Für die Praxisstellen 

biete dies nicht nur die geregelte Möglichkeit der Einarbeitung in die komplexen Ar-

beitsfelder, sondern schaffe zugleich eingeschränkte Anfangsverantwortung für die neu einzuarbeitenden Kolleg*innen. >Nicht zuletzt wären damit die Fragen der staatlichen 
Anerkennung und die Ausbildung von Verwaltungskompetenzen in der Praxis ge-klärt.“141 

 

Manfred Neuffer kritisierte die Folgen der Modularisierung in der gestuften Ausbildung 

und die Kürzung der Praxisphase, die zu mangelnden Erfahrungen in Praxisprojekten 

führten. Die Praxis der Einarbeitung der Studierenden in der integrierten Praxisphase 

sei sehr unterschiedlich. Vielfach würden sie als >Ersatz für fertig ausgebildete Fachkräf-te eingesetzt“. Neuffer plädierte für die Wiedereinführung eines Berufsanerkennungs-

jahres in Hamburg, das in mehreren Nachbarländern nach wie vor ein Bestandteil der 

Ausbildung war. Dieses Anerkennungsjahr müsse in der Verantwortung der Hochschul-

ausbildung stattfinden. Zwischen dem Träger der Praktikumsstelle und der/dem Prakti-

kantin/en sollte ein Ausbildungsvertrag abgeschlossen werden. Die Bezahlung müsse 

tarifvertraglich geregelt sein. Mentor*innen könnten den BerufspraktIkant*innen an den 

Hochschulen als Ansprechpartner und Berater dienen und bei Praxisbesuchen die Ein-

haltung der Ausbildungspläne kontrollieren. Begleitende Lehrveranstaltungen sollten 

dem Theorie-Praxis-Transfer nutzen. Nach Neuffers Vorstellungen würden die Berufs-

praktikant*innen eine das Studium verlängernde Zeit erhalten, >in der sie sich in einem 
arbeitsüblichen Alltag erproben können, in der sie Erfahrungen sammeln können in ei-

nem noch geschützten Raum und die ihnen die Gelegenheit gibt, sich die Einsatzfelder, 

die für sie danach in Frage kommen, auszuwählen. Für die Praxisstellen könnte sich 

durch die qualifizierte Gestaltung des Anerkennungsjahres die Chance der Rekrutierung 

des beruflichen Nachwuchses erhöhen.142 

 

Timm Kunstreich stimmte mit der Zielrichtung der Kritik an der Sparpolitik des Senats 

und der Forderung nach der Erhöhung der Studienkapazitäten der Hochschulen in den 

Studiengängen der Sozialen Arbeit überein, verteidigte aber zugleich das integrierte Praktikum als die fachlich sinnvolle Voraussetzung für staatliche Anerkennung. >Die 
Kombination unterschiedlicher Lernorte mit vielfältigen Bildungsoptionen sowohl in 

den konventionellen Arbeitsfeldern als auch in neuen oder experimentellen brachte eine 

Qualitätssteigerung, die sich nicht zuletzt in überdurchschnittlichen Diplomarbeiten rea-

lisierte“, würdigt Kunstreich das hochschulgelenkte Praktikum, um dann einschränkend 
festzustellen, dass dies im zweistufigen Studiensystem nur noch in Ansätzen möglich sei. Falsch fand er, >das fachlich, wissenschaftlich wie auch methodisch überwundene Be-rufspraktikum [&] wieder einführen zu wollen“. Anerkennungsjahr und staatliche Aner-
kennung seien die feudalen Relikte einer kaiserlichen Beamtenausbildung des gehobe-

nen Dienstes, der insgesamt auf den Müllhaufen der Geschichte gehöre.143 
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Das in einem Zeitschriftenaufsatz veröffentlichte Gespräch mit zwei Mitarbeitenden aus 

dem Stiftungsbereich des Rauhen Hauses verdeutlicht, dass auch unter den Fachkräften 

in sozialen Einrichtungen die Meinungen über die geeignete Form des Praktikums in 

grundständigen Studiengängen der Sozialen Arbeit geteilt sind. Während ein Mitarbeiter über seine guten Erfahrungen mit >Anerkennungsstudent_innen“ berichtete, zeigte sich 

eine Mitarbeiterin von dem Argument einer besseren Verknüpfung von Theorie und 

Praxis in integrierten Praktika überzeugt.144 

 

Eine weitere Studie aus dem Jahr 2019 

Seit 2014 arbeiteten einige Studierende, wissenschaftliche Mitarbeiter*innen und Leh-

rende des Departments Soziale Arbeit der HAW in der Arbeitsgruppe Praxisphase an 

einer Bestandsaufnahme über die Entwicklung des integrierten Praktikums.145 In einem 

Positionspapier stellten sie zunächst die >Relevanz der Praxisphase für die professionel-le Entwicklung“ heraus. Die Bedeutung der Praxisphase machten sie in der Überprüfung 

der Studienmotivation und Berufseignung, der Auseinandersetzung mit berufsethischen 

Werten, Normen und Grundsätzen, der Entwicklung einer beruflichen Identität, dem 

Erkennen der Verflechtung von Studieninhalten mit der beruflichen Praxis, der Reflexi-

on der Wirksamkeit sozialarbeiterischen Handelns anhand realer Situationen und dem 

Erkennen und Reflektieren der persönlichen Anteile innerhalb professioneller Hilfepro-

zesse fest. Bei der Beschreibung bezog sich die Arbeitsgruppe explizit auf die Stellung-

nahmen und Veröffentlichungen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Praxisäm-

ter/referate an Hochschulen für Soziale Arbeit146, die bereits 2010 für die staatliche An-

erkennung relevante Lernziele in der Praxisphase formulierte.147 Als Anlässe der Befas-

sung mit der Praxisphase nannte die Arbeitsgruppe die Ansprüche an die Qualität des 

Praktikums und seiner Anleitung im Hinblick auf die berufspolitische Funktion der Pra-

xisausbildung und die Diskussionen auf den Studienreformtagen an der HAW in den Jah-

ren 2014 und 2015, auf denen Probleme wie der >Einsatz von PraktikantInnen als voll-wertige Arbeitskraft“ bzw. die >besondere Belastung für die Studierenden“ und damit 
verbundene Schwierigkeiten in den Theorie-Praxisseminaren thematisiert wurden. 

Nachdem auch auf dem Studienreformtag 2016 eine Positionierung zur Reform der Pra-

xisphase nicht möglich war, weil es an empirischen Grundlagen zur Einschätzung der 

Problemlage mangelte, wurden von 2016 bis 2019 empirische Studien durchgeführt und 

eine Gruppendiskussion mit Lehrenden, eine Erhebung unter Studierenden und unter 

Anleiter*innen ausgewertet. 

 

Auf dieser Grundlage erarbeitete die Arbeitsgruppe 22 Empfehlungen. In einem ersten 

Bereich dieser Empfehlungen wurden Ideen zur Verbesserung der Kooperation mit der 

Praxis zusammengefasst. Empfohlen wurde die regelmäßige Durchführung von Anlei-

ter*innentreffen, Fortbildungsangebote für Anleiter*innen durch die HAW und die Ein-

setzung eines Praxisbeirats als beratendes Gremium.148 Eine durch Prof. Petra Strehmel 

ausgewertete Befragung von 59 Anleiter*innen zeigte die >hohe Zufriedenheit mit der 
jetzigen Struktur der Praxisphase und der Zusammenarbeit mit der Hochschule“. 80 % 
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der Befragten gaben an, ausreichend Zeit für die Anleitung gehabt zu haben.149 Dies ist 

keineswegs selbstverständlich, denn in der Vergangenheit stand den Anleiter*innen oft 

zu wenig Zeit für ihre Anleitungsaufgaben zur Verfügung.150 Strehmel berichtete weiter, 

dass etwa die Hälfte der Befragten sich einen Austausch mit anderen Anleiter*innen 

wünschte.151 Diese Auskunft scheint die entsprechende Empfehlung im Positionspapier 

zu unterstützen. Für den Bedarf an Fortbildungsangeboten für Anleiter*innen liefern die 

Befragungen indes keinen Beleg.152 Gleichwohl erscheint das empfohlene Weiterbil-

dungsangebot sinnvoll zu sein. Die wenigsten Anleiter*innen verfügen über eine Zu-

satzqualifikation153 und eine Befragung von Berufspraktikant*innen zeigt, dass auch diese es für notwendig hielten, Anleiter*innen >Fortbildungsangebote zur PraktikantIn-
nen-Anleitung“ anzubieten.154 Die Arbeitsgruppe Praxisphase empfahl ferner das Thema 

Rollenverständnis und Erwartungen an die Praktikant*innen gemeinsam mit Praxisver-treter*innen zu erörtern. Praktikant*innen sollten vornehmlich >als Lernende“ begriffen 
werden.155 Knapp drei Viertel der befragten Studierenden im integrierten Praktikum 

fühlten sich eher als Mitarbeiter*innen eingeplant. Nur rund 45 % nahmen sich eher als 

Lernende wahr.156 

 

In Bezug auf den rechtlichen und ökonomischen Status hielt die AG Praxisphase eine An-

hebung der Praktikumsvergütung auf 1.050 € für erforderlich. Die Vergütung sollte ta-

riflich geregelt werden. Zudem wurde die Erarbeitung eines Handbuchs für Prakti-

kant*innen und Anleiter*innen mit Informationen über Haftungsfragen, Aufsichtspflich-

ten, Zeugnisverweigerungsrechten, Versicherungsfragen, Weisungsrechten und anderen 

Rechten und Pflichten angeregt.157 Das vorgeschlagene Handbuch könnte sicher hilfreich 

sein. Bislang konnte nur auf eine Broschüre der DGB-Jugend mit sozialrechtlichen In-

formationen für Praktikant*innen verwiesen werden.158 Etwa ein Drittel der befragten 

Praktikant*innen waren nicht oder nicht ausreichend über die formalen Rahmenbedin-

gungen des Praktikums informiert. 78 % der Befragten gaben an, nicht oder unzu-

reichend über das Teilzeitpraktikum unterrichtet zu sein. Die Angaben zur Vergütung 

und der ökonomischen Situation unterstreichen die Dringlichkeit der Forderung der AG 

Praxisphase. Rund zwei Drittel der Befragten schätzten ihre soziale Lage als prekär ein. 

Gut drei Viertel der Praktikant*innen finanzierten sich aus Erwerbsarbeit, knapp ein 

Viertel erhielt BAFöG, 40 % wurden von ihren Eltern unterstützt und 18,3 % waren auf 

eine Unterstützung durch den Partner angewiesen. Insbesondere die Tatsache, dass 

56,1% der befragten Studierenden mehr als zehn Stunden in der Woche in der Woche 

arbeiteten, erscheint mit einem Vollzeitpraktikum nicht vereinbar zu sein.159 Aussagen, dass man am >Ende seiner Kräfte“ angelangt sei, lassen erahnen, wie hoch die Belastung 

der Praktikant*innen sein muss.160 

 

Die Autor*innen des Positionspapiers sprechen sich des Weiteren für eine Beibehaltung 

der Struktur der Praxisphase im 4. und 5. Semester aus. Die Möglichkeit des Teilzeit-

praktikums sollte aber deutlicher kommuniziert werden.161 Von den Befragten absol-

vierte nur eine Person ein Teilzeitpraktikum.162 Elf Empfehlungen der AG Praxisphase 

betrafen die bessere Vorbereitung, Begleitung und Unterstützung der Studierenden in 

der Praxisphase. Die bewährten Theorie-Praxis-Seminare im 5. Semester sollten erhal-
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ten bleiben, während die Theorie-Praxis-Seminare im 4. Semester stärker der Vorberei-

tung für das Vollzeitpraktikum genutzt werden sollten. Für das Theorieseminar wurde 

eine Verlegung auf den Nachmittag oder eine Verblockung vorgeschlagen.163 

 

Die Reform der Praxisphase auf die Tagesordnung setzen 

Für Strehmel ergab sich aus den empirischen Befunden keine Begründung für eine Neu-

strukturierung der Praxisphase im Sinne einer Rückkehr zum Anerkennungsjahr. Die 

Ergebnisse der Anleiter*innen-Befragung belegten vielmehr, >dass die derzeitige Struk-
tur im Studium der Sozialen Arbeit von der Praxis geschätzt wird und keiner Erweite-rung“ bedürfe.164 Im föderalistischen System der Bundesrepublik Deutschland liegt die 

Hochschulpolitik in den Händen der Landesregierungen. Auch der Berufszugang in die 

Tätigkeitsfelder der professionellen Sozialen Arbeit wird landesgesetzlich geregelt. So-

lange die Bundesländer unterschiedliche Studienmodelle favorisieren, dürfte auch die 

Diskussion über die Vorzüge von einphasigen und zweiphasigen Ausbildungsmodellen 

anhalten. Bezüglich der Bedeutung der staatlichen Anerkennung bezieht der Fachbe-

reichstag indes eine klare Position: >Bei der Staatlichen Anerkennung handelt es sich um ein :Gütesiegel‛ [&], welches den Zugang zu einem regulierten Arbeitsmarkt ermöglicht 
und gleichzeitig einen öffentlich-rechtlichen Berufsschutz herstellt. Dieser Berufsschutz 

wird erst durch die Staatliche Anerkennung als ein vom akademischen Abschluss 

rechtssystematisches getrenntes Verfahren erlangt und ist in den jeweiligen Sozialaner-kennungsgesetzen der Länder geregelt.“165 Es erscheint aber als nicht unwahrscheinlich, 

dass von Seiten der Befürworter einer stärkeren Deregulierung der Arbeitsmärkte Vor-

stöße zur Abschaffung der staatlichen Anerkennung unternommen werden. Auch Herma 

Tewes zweifelt an der >Wertigkeit“ der staatlichen Anerkennung166 und denkt dabei auch 

an die Kontroverse über die Berechtigung oder Unverhältnismäßigkeit des generellen 

Ausschlusses der Absolvent*innen erziehungswissenschaftlicher Studiengänge mit sozi-

alpädagogischer Schwerpunktsetzung von der staatlichen Anerkennung.167 Gerade vor 

dem Fachkräftemangel in den sozialen Berufen und damit letztlich auch im Interesse der 

Klientel erscheint eine Lösung dieser Streitfrage wünschenswert. 

 

Auch mit Blick auf eine lösungsorientierte Diskussion über Reformen der Praxisphase 

sollte man sich die Gemeinsamkeiten der Beteiligten, der Lehrenden, der Studierenden, 

der Praxisstellen und der politisch Verantwortlichen in Erinnerung rufen. Der Senat hat 

im Sinne der Daseinsvorsorge ein sozialpolitisches Interesse an einer bestmöglichen 

Ausbildung des Berufsnachwuchses für die öffentlichen und freien Träger. Die Erinne-

rung an die finanzpolitisch motivierte Streichung des einjährigen Berufspraktikums und 

seine Ersetzung durch das kostensparende hochschulgelenkte Praktikum, aber auch an 

die Stellenstreichungen an den Hochschulen und die Folgen von Sparmaßnahmen auf 

die Träger der Sozialen Arbeit zeigt, dass sich die Betroffenen mehr Gehör bei den politi-

schen Entscheidungsträgern verschaffen müssen, um diese von der Notwendigkeit der 

Korrektur falscher Weichenstellungen zu überzeugen. 
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Wenn man sich die Stellungnahmen zur Einführung der einphasigen Ausbildung im Jah-

re 1995 in Erinnerung ruft, so haben sich einige Befürchtungen als unbegründet und 

andere Sorgen wiederum als berechtigt erwiesen. In den Praxisstellen beurteilt man den 

Befragungen zufolge die integrierten Praxisphasen und insbesondere das Vollzeitprakti-

kum positiv und äußert sich auch anerkennend über die Lernbereitschaft der Studie-

renden. Mit 100 Tagen scheint das Vollzeitpraktikum einen Umfang zu haben, der die 

Voraussetzung erfüllt, um Habitusformationen bei den Praktikant*innen zu ermögli-

chen.168 Jedoch sollte auch die >professionspolitisch konservative“ Forderung nach ei-
nem Praktikum mit einem Zeitgerüst von zwölf Monaten in den Fachdiskurs über die 

künftige Gestaltung der Praxisphasen einbezogen werden.169  

 

Auch die meisten Studierenden ziehen bei der Betrachtung ihrer ersten Praxiserfahrun-

gen eine positive Bilanz. Die bei einigen Praktikant*innen enttäuschte Erwartung, 

hauptsächlich als Lernende und weniger als (kostensparende) Arbeitskraft angesehen 

zu werden, ist nicht auf etwaige strukturelle Fehler des einphasigen Studienmodells, 

sondern auf die mangelhafte Personalausstattung vieler Träger zurückzuführen. Auf 

Grund der zeitlichen Beanspruchung der Anleiter*innen, ob durch Beratungstermine mit 

Nutzer*innen oder durch Dokumentationspflichten, dürfte auch der Wunsch der Studie-renden nach Anleitungsgesprächen, die als >kooperativer Lernprozess zwischen Prakti-kantin und Anleiterin“170 unentbehrlich sind, oftmals nicht im nötigen Umfang erfüllt 

worden zu sein.171 

Für die Lehrenden an den Hamburger Hochschulen scheinen sich die vor knapp drei 

Jahrzehnten geäußerten Erwartungen an das studienintegrierte Praktikum weitgehend erfüllt zu haben, wenn man an das Ziel der Verschränkung der >Lern- und Bildungsorte Hochschule und berufliche Praxis“, die >Herausforderung des exemplarischen Ler-nens“172, das „Aufzeigen der Relation von Theorie und Praxis“173 und insgesamt die Auf-

wertung der Praxisanteile im Studium denkt.174 In der Kooperation von Praxisstellen 

und Hochschulen muss allerdings sicherhergestellt werden, dass die Praxisausbildung 

mehr ist als ein „training on the job“175 und die Hochschulen nicht darauf reduziert wer-den, >eine Zulieferfunktion für den Arbeitsmarkt zu übernehmen“176. 

 

Auch die Praktikumsbetreuung durch Hochschullehrer*innen muss gewährleistet sein. 

Diese Lehrtätigkeit ist bei der Kapazitäts- und Mittelzuweisung zu berücksichtigen.177 

Die Lehrkonzepte und –inhalte der der Praxisreflexion dienenden Begleitveranstaltun-

gen werden gegebenenfalls methodisch zu überarbeiten und an aktuelle Forschungsfra-

gen in den Studienschwerpunkten anzupassen sein. Ihre Bedeutung im Curriculum steht 

jedoch außer Frage. Als besonders wichtig erscheint eine ausreichende personelle Aus-

stattung des Zentralen Praktikumsbüros mit berufserfahrenen staatlich anerkannten 

Sozialarbeiter*innen. Für ihre Aufgaben in der Kommunikation zwischen den Lernorten 

Hochschule und Praxis benötigten sie entsprechende Qualifikationen178 und materielle 

Ressourcen wie geeignete Räumlichkeiten sowie finanzielle Mittel.179 

 

Während für die Bewältigung der meisten Probleme in der Praxisphase Lösungen ge-

funden werden konnten, blieb das bereits bei der Einführung des integrierten Prakti-
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kums erkannte Problem der Studienfinanzierung während des Vollzeitpraktikums bis-

her ungelöst. Steigende Lebenshaltungskosten haben noch vor dem Anwachsen der In-

flation im Zuge der Energiepreiskrise zu sozialen Belastungen geführt. Zeit- und kraft-

raubende dem Gelderwerb dienende Nebentätigkeiten zeitigen die zu erwartenden ne-

gativen Folgen, die eine >exemplarische Erprobung der Berufsrolle“180 und eine profes-

sionelle Identitätsbildung im Praktikum fraglich erscheinen lassen. Die Kooperations-

partner Hochschule und Praxis sollten zusammen mit den Fachbehörden Finanzie-

rungsmodelle entwickeln, um die Studierenden in dieser für die Berufseinmündung ent-

scheidenden Ausbildungsphase von materiellen Sorgen entlasten. Dabei erscheint es 

sinnvoll, in den hier angeregten konstruktiven Diskussionsprozess, die Studierenden-

vertretungen, den DBSH, die Bildungsgewerkschaft GEW und die Vereinte Dienstleis-

tungsgewerkschaft als mitgliederstärkste Gewerkschaft im Sozialbereich einzubeziehen 

und deren spezifische Kompetenzen zu nutzen. Wenn alle Beteiligten ihre Verantwor-

tung für eine qualifizierte Ausbildung an den Lernorten Hochschule und Praxis wahr-

nehmen, sollten der Erhalt des fachlich hohen Niveaus im studienintegrierten Praktikum 

und seine Weiterentwicklung zur Bewältigung der Herausforderungen in den Arbeits-

feldern gelingen. 

Friedrich Stamp 
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